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Aktuelle Europapolitik aus der Sicht Bayerns

EU-Erweiterung mit Sorgfalt angehen
Reinhold Bocklet, bayerischer Staatsminister für Bundes- und Europaangelegenheiten,

sprach vor dem CDU/CSU-Freundeskreis Luxemburg

Der bayerische Staatsminister Reinhold Bocklet (2. v. r.) umgeben vom
beigeordneten CSV-Generalsekretär Maurice Bauer, CSV-Generalsekretär
Jean-Louis Schiltz, dem Vorsitzenden des CDU/CSU-Freundeskreises Jan
Kilb und dem deutschen Botschafter in Luxemburg Horst Pakowski
(v. l.n. r.) (Photo: Tessy Hansen)

In Anwesenheit u. a. des deut-
schen Botschafters in Luxemburg,
Horst Pakowski, des Generalan-
walts am Europäischen Gerichts-
hof, Siegbert Alber, und des Gene-
ralsekretärs der CSV, Jean-Louis
Schiltz, begrüßte Jan Kilb, Vorsit-
zender des CDU/CSU-Freundes-
kreises Luxemburg, in der Person
des langjährigen Abgeordneten des
europäischen Parlaments und heu-
tigen Staatministers für Bundes-
und Europaangelegenheiten in der
Bayerischen Staatskanzlei, Rein-
hold Bocklet, einen erfahrenen Eu-
ropapolitiker.

Bocklet erinnerte einleitend an
die Schuman-Deklaration vom 9.
Mai 1950, in der, getragen von vi-
sionärer Kraft, Mut und Zuversicht,
die Grundlagen für ein vereinigtes
Europa gelegt wurden. 50 Jahre
später könnten die Hauptziele,
Friedenssicherung und wirtschaft-
liche Integration Europas, zwar
weitgehend als erfolgreich verwirk-
licht angesehen werden, doch sei
man nach dem Erreichen der Wirt-
schafts- und Währungsunion nun
am Ende dieses sektoriellen Inte-
grationsprozesses angelangt. Die
Hoffnung, dass sich aus der Kohle-
und Stahlgemeinschaft, der Atom-
gemeinschaft und der europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft gleichsam
„automatisch“ auch die politische
Union entwickeln würde, habe sich
nicht erfüllt, da ein solcher Auto-
matismus überhaupt nicht bestehe.
Notwendig sei nun eine „direkte
Aktion“, wenn die politische Union
erreicht werden soll, so die Empfeh-
lung von Bocklet.

Mit der Erweiterung der Union
nach Ost- und Südosteuropa sei die
Verwirklichung der politischen
Union von besonderer Brisanz, da
eine Gemeinschaft von 25 oder 30
Mitgliedstaaten völlig anders gear-
tet sei als die Gemeinschaft der
Vergangenheit, vor allem ange-
sichts der Tatsache, dass das Brut-
tosozialprodukt der Beitrittsan-
wärter gerade einmal 68 Prozent
(Slowenien) bzw. 23 Prozent (Bul-
garien) des Mittelwertes der
Mitgliedstaaten ausmacht. In den
vorwiegend landwirtschaftlich ori-
entierten Ländern wie Polen und
Bulgarien fehle es überdies an al-
ternativen Erwerbsmöglichkeiten
im ländlichen Raum, so dass dort
eine sozialverträgliche Umstruktu-
rierung auf große Schwierigkeiten
stoße, schätzt der Staatsminister
die Lage ein.

Für Bocklet stellt sich die Frage,
wie die politische Union und zu-
gleich die Erweiterung der Gemein-
schaft bewältigt werden können.
Beide Ziele können nach seiner
Auffassung gemeinsam nur ver-
wirklicht werden, wenn die Union
ihre ganze Kraft auf die Bereiche
konzentriere, die in effizienter
Weise nur von einer europäischen
Zentralgewalt wahrgenommen
werden können. Hierzu gehörten z.
B. die Außen- und Verteidigungs-
politik, die Verbrechensbekämp-
fung, die Asyl- und Einwande-
rungspolitik, der Binnenmarkt und
der Umweltschutz. Von allen ande-
ren Aufgaben, die auf nationaler
oder regionaler Ebene wirkungs-
voller erfüllt werden können, sollte
die Union hingegen entlastet wer-
den. Das gelte insbesondere für die
Gesundheits- und Bildungspolitik.

In diesem Zusammenhang kriti-
sierte Reinhold Bocklet die jüngs-
ten Beschlüsse des Gipfels von Lis-
sabon. Dort seien nicht nur das an
sich zu bejahende Ziel der techno-
logischen „Revolution“ in allen
Einzelheiten festgelegt worden,
sondern auch die zu ihrem Errei-
chen erforderlichen Methoden und
Mechanismen gegenseitiger Kon-

trolle, deren Wahl man nach An-
sicht Bocklets besser den einzelnen
Mitgliedstaaten überlassen hätte.
Überdies habe die Union in diesem
Bereich überhaupt keine Kompe-
tenz, so dass die Lissaboner Be-
schlüsse wohl kaum überall ernst
genommen würden.

Der Staatsminister betonte, dass
Bayern der Erweiterung der Union
durchaus positiv gegenüberstehe,
da es zu ihr keine Alternative gebe.
In diesem Kontext zitierte er den
tschechischen Staatspräsidenten
Vaclav Havel: „Wenn der Westen
den Osten nicht stabilisiert, dann
wird der Osten Europa destabili-
sieren.“

Der Gipfel von Berlin im vergan-
genen Jahr habe allerdings noch
nicht die Weichen für eine nachhal-
tig erfolgreiche Lösung des Bei-
trittsproblems gestellt, da dort we-
der eine ausreichende Mittelaus-
stattung der Strukturfonds noch
die Finanzierung der künftigen
Agrarpolitik in einer erweiterten
Gemeinschaft gesichert worden
seien. Bocklet warnte davor, diese
ungelösten Probleme auf die leichte
Schulter zu nehmen und deren Re-
gelung auf die Zeit nach dem Bei-
tritt zu vertagen, was nach den

bisherigen Erfahrungen zu unge-
ahnten Kostenbelastungen für die
Gemeinschaft führen würde.

Nach Auffassung der bayerischen
Regierung sollte über die Erweite-
rung gründlich, umfassend und
ohne Zeitdruck sowie mit dem er-
klärten Willen verhandelt werden,
dass den Beitrittskandidaten bei
der Lösung ihrer Probleme geholfen
werde. Wichtig sei, dass ausrei-
chend lange Übergangsfristen bei
der Verwirklichung der Freizügig-
keit und der Niederlassungsfreiheit
sowie im Dienstleistungs- und Ver-
kehrssektor vereinbart werden, was
zu gegenseitigem Vorteil gereiche.

Was die gegenwärtig laufende
Regierungskonferenz betrifft, so
warnte Reinhold Bocklet davor, die
Geschäftsbereiche bei der EU-
Kommission noch weiter auszu-
dehnen, sofern es nicht gelingen
sollte, die Anzahl der Kommissare
zu beschränken. Keinesfalls dürfe
bei Mehrheitsentscheidungen im
Rat einer erweiterten Gemein-
schaft auf das Prinzip der doppel-
ten Mehrheit verzichtet werden, da
nur so das Gewicht bevölkerungs-
starker Mitgliedstaaten zum Tra-
gen komme. Bei Mehrheitsent-
scheidungen des Rates sei ferner
darauf zu achten, dass dabei nicht
über Fragen abgestimmt werde, bei
denen die Union überhaupt keine
Zuständigkeit habe.

Staatsminister R. Bocklet unter-
strich die Notwendigkeit, bei den
Problemen der Erweiterung und
der institutionellen Reformen in je-
dem Fall den Dialog und den Kon-
sens mit der Bevölkerung zu su-
chen. Erörterungen der Themen im
europäischen Parlament seien
nicht ausreichend, vielmehr
komme es auf eingehende Debatten
auch in den nationalen und regio-
nalen Parlamenten sowie auf loka-
ler Ebene an. So gesehen biete die
Regierungskonferenz die Chance,
mit den europäischen Bürgern über
die anstehenden Probleme zu dis-
kutieren, sie aufzuklären und zu
informieren und damit das Be-
wusstsein für Europa zu stärken.

Bocklet gab der Hoffnung Aus-
druck, dass auch die Märkte sehr
schnell auf ein reformwilliges und
reformfähiges, auf Zustimmung
breiter Bevölkerungsschichten ge-
stütztes Europa reagieren werden
und dass auch der Euro eine nach-
haltige Stärkung erfahren werde.

HS

CSV

Neues Grundsatzprogramm
und Reform der Statuten
Auf ihrem Nationalkongress vom

vergangenen 12. Februar hat die
CSV bekanntlich eine weit gehende
Erneuerungsdiskussion in den Do-
mänen Grundsätze und Statuten
beschlossen, verbunden mit dem
Ziel, die gesamte Parteiarbeit, das
Grundsatzprogramm, die Statuten
und die Strukturen zu überdenken
und den Anforderungen der Zeit
anzupassen. Vor einigen Monaten
hat das Generalsekretariat der CSV
die entsprechenden Erneuerungs-
diskussionen in die Wege geleitet,
die auf allen Ebenen der Partei ge-
führt werden sollen, wobei alle Mit-
glieder und Gruppen der CSV ihre
Ideen einbringen können.

In einer ersten Phase setzte
der Nationalvorstand interne Re-
flexionskreise ein, die sich darum
bemühen, die Diskussionen über
das neue Grundsatzprogramm und
die Statuten so zu koordinieren,
dass den Überlegungen der einzel-
nen Gremien weitestgehend Rech-
nung getragen werden kann. Als
Ausgangspunkt für die Statutenre-
form und die Ausarbeitung des
Grundsatzprogramms dienen vor
allem die Vorarbeiten, die während
des Kongresses von mehreren Dele-
gierten vorgestellt worden waren.

Ziel des neuen Grundsatzpro-
gramms soll es sein, die fundamen-
talen Grundwerte sowie die theore-
tischen Leitlinien und Bausteine
christlich-sozialer Politik als Aus-
gangspunkt und Anleitung für
praktisches, politisches Handeln
darzustellen und zu erläutern. Die
Konturen der CSV als eigenständi-
ge, im Spektrum der Weltanschau-
ungen und politischen Denkrich-
tungen unverkennbare Kraft sollen
geschärft werden.

Parteipräsidentin Erna Hennicot-
Schoepges und Generalsekretär
Jean-Louis Schiltz wollen darauf
hinwirken, dass die christliche De-
mokratie, die wie kaum eine andere
politische Kraft das 20. Jahrhundert
in Europa entscheidend mitgeprägt
hat, im Hinblick auf das anbre-
chende 21. Jahrhundert in ganz be-
sonderer Weise die Wünsche, Hoff-
nungen und Sehnsüchte der Men-
schen anspricht, um am Bau einer
besseren und gerechteren Welt mit-
wirken zu können. Sie sehen die
Ausarbeitung des neuen Grundsatz-
programms, das inhaltlich hohen
Anforderungen genügen soll und die
Begeisterungsfähigkeit für die ge-
meinsame Sache stärken soll, als
langfristig angelegtes Unterfangen,
wobei die aktive Einbindung mög-
lichst vieler interessierter Partei-
mitglieder und parteiunabhängiger
Fachleute angestrebt wird.

Außerordentlicher Kongress der Grünen

Partei strafft Strukturen
durch Statutenänderungen

-ns. – 26 Mitglieder wohnten dem
außerordentlichen Statutenkon-
gress der Grünen am Samstagnach-
mittag im Kulturzentrum in Lu-
xemburg-Bonneweg bei. Zur Dis-
kussion standen 18 Paragraphen,
die, wie Sprecher Carlo de Toffoli
betonte, reformbedürftig seien, um
der Partei ein schnelleres und wirk-
sameres Handeln in bestimmten Si-
tuationen zu gestatten und einzelne
Schwerfälligkeiten auszumerzen.
Schließlich gingen die bisherigen
Statuten auf Anfang 1995 zurück,
das Jahr, in dem „Déi Gréng“ aus
der Fusion zwischen GAL und GLEI
hervorgingen, so der Parteisprecher.

Félix Braz erläuterte die vom
Exekutivkomitee vorgeschlagenen
Änderungen. Sie betrafen die Pro-
zedur bei der Aufnahme neuer Mit-
glieder, die Beendigung der Mit-
gliedschaft, die Zahl der Parteior-
gane auf Landesebene, die statuta-
rischen Aufgaben der Landesver-
sammlung, die Stellungnahmen
durch die Parteisprecherin und den
Parteisprecher, die Wahlkommis-
sion, die Beschlussfähigkeit der Or-
gane, das Wahlverfahren, die Zu-
sammensetzung der Wahllisten so-
wie diverse Finanzfragen. In all
diesen Punkten herrschte weitge-
hend Einvernehmen. In Zukunft
werden die Grünen nur noch alle
zwei Jahre eine zweite Landesver-
sammlung (Wahlkongress) abhal-
ten, da die Mandatsdauer der Füh-
rungsgremien von einem auf zwei
Jahre ausgedehnt wurde. Die Be-
fugnisse der Parteisprecherin und
des -sprechers wurden insofern er-
weitert, als beide nicht mehr vor
jeder Stellungnahme in der Öffent-
lichkeit die Mitglieder der Exeku-
tive befragen müssen. Es genügt
fortan, dass sie sich an die Vorga-
ben der Landesversammlung als
oberstes Organ der Partei halten.

Zu längeren Diskussionen führ-
ten allerdings die Paragraphen 13
(Organe), 15 (Exekutive), 16 (Exe-
kutivrat), 24 (Wahlkommission)
und 38 (Wahllisten).

Nachdem die Kongressteilneh-
mer längere Zeit über die Zusam-
mensetzung der Wahlkommission
gestritten hatten, verfehlte dieses
Organ, das als neuntes in die Par-

teistatuten hätte aufgenommen
werden sollen, bei der Schlussab-
stimmung die Zwei-Drittel-Mehr-
heit und figuriert demnach nicht in
den Satzungen der Grünen als Or-
gan auf Landesebene.

Um Einfluss und Wichtigkeit von
Exekutive (CEX) und Exekutivrat
(COX) entwickelte sich ein regel-
rechtes Hin und Her. Richard Graf,
Jean Geisbusch und Jean-Paul Wey-
dert wollten den Exekutivrat kur-
zerhand abschaffen und legten ent-
sprechende Änderungsanträge vor.
François Bausch und Camille Gira
befürworteten hinsichtlich einer
größeren Effizienz eine Verringe-
rung der Mitgliederzahlen von Exe-
kutive und Exekutivrat. Schließlich
wurde sich darauf geeinigt, dass das
Exekutivkomitee als Vertretung der
Partei fortan nur noch zwölf Mit-
glieder (statt bisher 17) umfassen
wird. Auf Intervention von Abbes
Jacoby war der Kongress einver-
standen, entgegen der ursprünglich
anderslautenden Textfassung, auch
Hauptamtliche als Mitglieder der
Exekutive und der Kontrollkommis-
sion zuzulassen. Die Mitgliederzahl
des Exekutivrates, repräsentatives
Organ der Grünen zwischen den
Landesversammlungen, wurde von
32 auf 27 zurückgeschraubt.

Letztes Thema, das mit Leiden-
schaft diskutiert wurde, war die
paritätische Besetzung der ersten
Wahllisten-Plätze mit Frauen und
Männern. Die vorgelegte Statuten-
änderung sah bei Listen mit weni-
ger als 15 Plätzen als Erstplatzierte
eine Frau und einen Mann (bisher
je zwei Frauen und Männer) und
bei Listen mit mehr als 15 Plätzen
zwei Frauen und zwei Männer (bis-
her je vier Frauen und Männer) vor.
Schließlich beschloss der Kongress,
dass unabhängig von der Zahl der
Listenplätze, nur zwei Kandidaten
– in der Reihenfolge Frau/Mann
bzw. umgekehrt – die Wahllisten
anführen werden. Alle nächstfol-
genden Kandidatinnen und Kandi-
daten werden in alphabetischer
Reihenfolge aufgeführt. Die Teil-
nehmer lehnten den Antrag von
Viviane Loschetter ab, in jedem
Fall einem weiblichen Kandidaten
den Vorzug zu geben.

Großregion

Interregionaler Rat der Handwerkskammern
begrüßt Beschlüsse des Gipfels von Liège

Der Interregionale Rat der
Handwerkskammern Saar-Lor-
Lux (IRH), in Zusammenarbeit mit
den ihm angegliederten Kammern
aus Metz, Nancy, Arlon, Luxem-
burg, Trier, dem Saarland, Kob-
lenz, Kaiserslautern und Mainz,
hat seit vergangenem Herbst eine
Reihe von Überlegungen über den
Einsatz der europäischen Struk-
turfonds und Initiativprogramme,
so das Programm Interreg IIIA,
angestellt.

Der IRH als Träger der entspre-
chenden Initiativen für das Hand-
werk in der Großregion plant in
diesem Zusammenhang mehrere
Projekte im Rahmen der beiden bi-
lateralen Interreg-IIIA-Programme
Deutschland-Luxemburg und Saar-
land-Lothringen-Westpfalz, die von
2000 bis 2006 laufen.

Gegenstand dieser Projekte soll
es sein, die Zusammenarbeit zwi-
schen den Klein- und Mittelbetrie-
ben des Handwerks in jenen Berei-
chen zu unterstützen, wo grenz-
überschreitende Synergien bislang
nur zaghaft oder überhaupt nicht
zustande kamen.

Hauptanliegen ist einerseits die
Festigung der wirtschaftlichen

Schlüsselposition des Handwerks
als Garant der transnationalen
Entwicklung und des soziokultu-
rellen Fortschritts sowie anderer-
seits die Förderung der Wettbe-
werbsfähigkeit der Handwerksbe-
triebe durch den Einsatz zukunfts-
weisender Managementmethoden
und neuer Technologien.

Klein- und Mittelbetriebe
als wichtiges Standbein

der regionalen Entwicklung
Aus Sicht des IRH haben be-

stimmte Teilregionen im Raum
Saar-Lor-Lux+ wirtschaftliche, so-
ziale und gesellschaftliche Nach-
teile im Wettbewerb mit anderen
Regionen. Handwerksunternehmen
können auf diese Wettbewerbshan-
dikaps langfristig im Sinne einer
nachhaltigen, qualitativen Ent-
wicklung der gesamten Großregion
einwirken.

Für den IRH können die Klein-
und Mittelbetriebe des Handwerks
einen ganz entscheidenden Beitrag
zur wirtschaftlichen Konsolidie-
rung und zum Erhalt traditioneller
Wirtschaftsgefüge sowohl in in-
dustriellen Ballungszentren als
auch in ländlichen Problemregio-

nen im Raum Saar-Lor-Lux+
leisten.

Unterstützung
von Erstniederlassungen
und Betriebsübernahmen

Als wesentlich betrachtet der
IRH die Entwicklungsimpulse
durch dynamische Multiplikato-
reneffekte. Die derzeitigen Grün-
dungs-, Übernahme-, Ausbildungs-
und Innovationsaktivitäten im
Handwerk können in Zukunft zu
neuen, dynamischen Tätigkeiten
führen. Zwei Aspekte sind hier von
Bedeutung.

Zum Ersten fällt den neu ge-
gründeten Handwerksunterneh-
men eine besondere Rolle zu, da sie
innerhalb ihres regionalen wirt-
schaftlichen Umfelds gezwungen
sind, mit immer neuen Leistungen,
Produkten und Techniken neue
Marktnischen zu erobern, um so
ihre wirtschaftliche Existenz abzu-
sichern.

Zum Zweiten kann durch die
verstärkte Unterstützung von Be-
triebsübernahmen die Einkom-
mensreduzierung sowie die passive
Sanierung und der Abbau von Hu-
mankapital in Teilgebieten einer
Region gebremst werden, so dass
die soziokulturelle Stabilität erhal-
ten bleibt.

Das Programm Interreg IIIA
Der IRH hat die Bereiche defi-

niert, wo derzeit ein Bedarf nach
grenzüberschreitender Zusammen-
arbeit im Rahmen konkreter Pro-
jekte besteht. Deshalb schlägt er
drei Maßnahmenfelder vor, um die
Unternehmer bei ihren Aktivitäten
in der Großregion zu unterstützen.

Eine erste Domäne soll strategi-
sche Orientierungshilfen für die
Existenzgründung, die Betriebs-
übergabe und -übernahme sowie
die Entwicklung eines operationel-
len Aktionsplans zur Förderung
der selbständigen grenzüberschrei-
tenden Tätigkeiten im Raum Saar-
Lor-Lux+ umfassen.

Ein zweites Feld könnte die Vo-
raussetzungen dafür schaffen, dass
die Handwerksbetriebe in ihrer
täglichen Arbeit verstärkt die Prin-
zipien der Nachhaltigkeit erkennen
und umsetzen.

Ein dritter Bereich schließlich
soll die Rahmenbedingungen für
Modellversuche und Teilprojekte
erstellen, die die Unternehmen
motivieren sollen, im Sinne einer
„interregionalen Globalisierung“
grenzüberschreitende Kooperatio-
nen zu suchen.

Institut für
europäische Manager-

und Meister-Ausbildung
Der IRH unterstützte in den ver-

gangenen Monaten den Aufbau ei-
nes überregionalen Instituts für eu-
ropäische Manager- und Meister-
Ausbildung im Handwerk (IEMA).
Dieses soll dazu dienen, den wirt-
schaftlichen Akteuren mittels Qua-
lifizierung und Weiterbildung um-
fassende Kenntnisse über die recht-
lichen, wirtschaftlichen, techni-
schen und interkulturellen Eigen-
heiten des Partnerlandes oder der
Grenzregionen zu vermitteln.

Ziel des IEMA als Koordinie-
rungsstelle ist die Entwicklung spe-
zialisierter und anerkannter Aus-
und Fortbildungslehrgänge, die sich
auf die europäischen Märkte kon-
zentrieren.

Für Beibehaltung
des Einstimmigkeitsprinzips

in der EU
Der IRH ist der Ansicht, dass der

Vertrag von Amsterdam insbeson-
dere durch das in Artikel 47 veran-
kerte Einstimmigkeitsprinzip ge-
währleistet, dass beim europäischen
Einigungsprozess die nationale
Identität, die Kulturhoheit und die
wirtschaftliche Souveränität der
Mitgliedstaaten erhalten bleiben.

Mit Blick auf die Erweiterung der
EU wird dieses Einstimmigkeits-
prinzip jedoch für eine Reihe von
Bereichen zunehmend in Frage ge-
stellt. Betroffen sind u. a. die
Grundsätze der Berufsbildung und
-ausübung. Würde das Prinzip der
Einstimmigkeit aufgegeben, hieße
dies laut IRH, dass den Mitglied-
staaten die Entscheidungsgewalt
über ihre handwerkliche Tradition
entzogen würde. Zu einer solchen
Änderung besteht für den Interre-
gionalen Rat der Handwerkskam-
mern keinerlei Anlass.

Integrierte Politik
zugunsten des Mittelstands
Der IRH begrüßt den Entschluss

des Gipfels der Großregion vom 3.
Mai in Liège, unter luxemburgi-
schem Vorsitz Maßnahmen für eine
integrierte Politik zugunsten der
Klein- und Mittelbetriebe in der
Großregion und die Stärkung der
Unternehmenskultur umzusetzen.
Darüber hinaus würde der Rat die
Organisation eines grenzüber-
schreitenden Kongresses unterstüt-
zen. Auf diese Weise könnte ein
Diskussionsforum für wirtschaftli-
che, soziale und regionale Akteure
zwecks Austausch ihrer Erfahrun-
gen geschaffen werden.

La Commission se fixe des objectifs 
pour les femmes aux postes de direction
(AFP). – La Commission euro-

péenne s'est fixée vendredi des ob-
jectifs chiffrés visant à accroître la
proportion des femmes à ses postes
de direction, a indiqué un porte-pa-
role.

La Commission européenne a no-
tamment l'intention de nommer
deux autres femmes aux postes de
directeurs généraux de la Commis-
sion, alors qu'il y en a actuellement
seulement deux sur 30.

En ce qui concerne l'échelon hié-
rarchique inférieur des chefs
d'unité et conseillers, la Commis-
sion s'est fixée comme objectif 20%
de nominations féminines.

«Notre objectif est de créer une
dynamique qui permettra de dispo-
ser dans quelques années d'autant
de femmes que d'hommes en posi-
tion d'accepter une nomination
dans les postes de direction, ce qui
nous dispensera alors de devoir
prendre des mesures spécifiques», a
déclaré Neil Kinnock, vice-prési-

dent de la Commission chargé de sa
réforme. De son côté, la commis-
saire européenne aux Affaires so-
ciales Anna Diamantopoulou a
souligné qu'il «aurait été inconce-
vable que la Commission n'adopte
pas pour elle-même ce qu'elle
prêche aux autres».

La Commission s'était déjà fixée
des objectifs pour les postes d'enca-
drement intermédiaires.

Des progrès ont déjà été enregis-
trés à ce niveau ces dernières an-
nées: il y avait 19,4% de femmes en
janvier dernier contre 14% cinq ans
plus tôt.

De façon générale, a précisé un
porte-parole de la Commission,
cette politique volontariste en fa-
veur des femmes ne se fera «pas au
détriment du critère de compéten-
ces mais pourrait en revanche
s'exercer aux dépens de celui de
l'équilibre entre nationalités» ac-
tuellement très important.

Pour une revalorisation
de la carrière de secrétaire communal

Lors d'une récente entrevue en-
tre l'Association des secrétaires
communaux du Grand-Duché du
Luxembourg (ASC) et le groupe
parlementaire du parti démocra-
tique ont été abordées les possibili-
tés de revaloriser la carrière de
secrétaire communal et d'augmen-
ter son attrait.

Dans ce contexte, il a été relevé
que les discussions concernant le
niveau de la formation de base à
acquérir avant l'entrée en fonction
au service d'une commune de-
vraient être poursuivies. Confor-
mément aux dispositions de la loi
du 15 juin 1999 portant organisa-
tion de l'Institut national d'admi-
nistration publique, une section ré-
servée aux secrétaires communaux
et secrétaires adjoints, assortie
d'un programme de formation gé-
nérale et spéciale, spécifiquement
adaptée aux besoins de ces fonc-
tions, devrait être instaurée au sein
de la division de la formation pen-
dant le service provisoire. La for-
mation continue des titulaires en
place devrait être organisée en

étroite collaboration avec les com-
missaires de district et le ministère
de l'Intérieur, tandis qu'une car-
rière spéciale pour la fonction de
secrétaire adjoint, créée par la loi
communale de 1988, garantissant
la continuité des affaires commu-
nales et le remplacement du secré-
taire communal, devrait enfin trou-
ver son application.

Une adaptation de l'échelle de
rémunération de la carrière de se-
crétaire communal serait à envisa-
ger afin de compenser les responsa-
bilités, les attributions et disponi-
bilités inhérentes à la fonction de
secrétaire communal.

A titre subsidiaire, l'ASC et le
groupe parlementaire du parti dé-
mocratique ont également discuté
sur l'opportunité de compléter la
loi communale modifiée du 13 dé-
cembre 1988 dans le sens d'une
meilleure définition des attribu-
tions du secrétaire communal et
d'autoriser le conseil communal des
communes de plus de 5.000 habi-
tants à créer un poste de secrétaire
général.

Geplanter Neubau der Ackerbauschule

„Fräie Lëtzebuerger Baureverband“
bezieht Stellung

Für den Vorstand des „Fräie Lët-
zebuerger Baureverband“ (FLB)
besteht kein zweifel daran, dass die
Landwirtschaft ein modernes
Schulzentrum mit entsprechenden
Lehrstätten braucht.

Was die Lerninhalte betrifft, so
vertritt der FLB die Ansicht, dass
die künftige theoretische Ausbil-
dung so vielfältig wie möglich ge-
staltet werden soll. In Anbetracht
der rasanten Entwicklung in der
Landwirtschaft werde es in Zu-
kunft wichtiger denn je sein, den
Betriebsleitern von morgen vor al-
lem eine umfassende Allgemeinbil-
dung, beste Management- und
EDV-Kenntnisse sowie ein solides
Basiswissen in den naturwissen-
schaftlichen Fächern mit auf den
Weg zu geben. Ohne eine solide
theoretische Basis sei ein erfolgrei-
ches Betriebsmanagement heute
nicht mehr möglich.

Was die praktische Ausbildung
angeht, bieten sich für den FLB
grundsätzlich zwei Richtungen an:
Erstens die Einrichtung eines eige-
nen Schulbauernhofes und zwei-
tens die Ausbildung auf bäuerli-
chen Lehrbetrieben. Der FLB-
Vorstand bevorzugt das zweite Mo-
dell das sich insbesondere in
Deutschland bewährt hat. Eine
mehrmonatige Lehre auf aner-
kannt leistungsfähigen Betrieben
habe den Vorteil, dass hier wirklich
Praxis gelehrt und erlebt werde.

Ein weiterer Aspekt ist der Kos-
tenfaktor. Ein moderner landwirt-
schaftlicher Lehrbetrieb koste sehr
viel Geld. Sollte die Regierung be-
reit sein, diese Mittel zur Verfü-
gung zu stellen, müsse die Frage
nach der Effizienz dieser Investi-
tion gestellt werden, gibt sich der
FLB skeptisch.

Und letztlich stelle sich die Fra-
ge, wie das Arbeitspensum in den
Ferien erledigt werde, führt der
FLB ein drittes Argument gegen
einen Schulbauernhof an.

Der FLB vertritt daher die An-
sicht, dass in Luxemburg die Zu-
sammenarbeit zwischen Schule und
den als Lehrbetrieb in Frage kom-
menden Gehöften verstärkt werden
soll. Diese Lösung würde allen Be-
teiligten wesentlich mehr bringen
als ein staatlicher Lehrbetrieb. Zu-
dem würde die Standortfrage nicht
mehr durch die Suche nach einem
großflächigen Areal (im vorliegen-
den Projekt etwa 120 Hektar) belas-
tet. Nach Ansicht des FLB sollte die
neue Ackerbauschule weiterhin
zentral gelegen sein.

Nichts spreche beispielsweise ge-
gen einen Verbleib in der „Bauern-
stadt“ Ettelbrück, die in der Ver-
gangenheit keine Mühen gescheut
habe, um der Landwirtschaft dien-
lich zu sein, oder in ihrer näheren
Umgebung.

Europäische Union

Weitere 67 Millionen Euro
für Mosambik

(dpa). – Die Europäische Union
wird dem von Naturkatastrophen
heimgesuchten Mosambik weitere
67,5 Millionen Euro zur Verfügung
stellen. Eine entsprechende Zusi-
cherung machte die EU-Kommis-
sion auf der Internationalen Konfe-
renz für den Wiederaufbau in Rom,
wie die Behörde in Brüssel mitteil-
te. Damit beläuft sich der Gesamt-
betrag der EU-Hilfen für Mosam-
bik auf 73,5 Millionen Euro.

US-Psychologe:

„Vorurteile sichern
eigene Macht“

(KNA). - Vorurteile dienen vor
allem dazu, Machtverhältnisse auf-
rechtzuerhalten. Zu dieser Ein-
schätzung ist der US-Wissenschaft-
ler Jim Sidaniua nach Angaben der
Zeitschrift „Psychologie Heute“ ge-
kommen. Menschen an der Spitze
von Hierarchien tendierten zu Vor-
urteilen gegenüber denjenigen, die
ihre Position gefährden könnten,
und zu Haltungen, die die Hierar-
chien sichern.

Eltern hätten mehr Macht als
Kinder, Männer mehr politische
Macht als Frauen, bestimmte Ras-
sen oder Klassen mehr Macht als
andere. Auch Vorurteile wie die ge-
gen die „Absahner“ in Asylanten-
heimen oder die „arbeitsunwilli-
gen“ Sozialhilfeempfänger könnten
mit dieser Theorie sozialpsycholo-
gisch erklärt werden. Derartige
Vorurteile fanden sich vor allem bei
Menschen, die auf einen sozialen
Aufstieg hofften oder einen Abstieg
befürchteten. Nur diejenigen aus
den unteren Schichten, die sich ab-
solut keine Chance auf eine Macht-
Beteiligung ausrechnen, würden
demnach ihre Vorurteile gegen die
Herrschenden richten.

Neil Postman:

„Internet
bedroht Kindheit“

(KNA). – Das Internet stellt nach
den Worten des amerikanischen
Kulturkritikers Neil Postman ein
ernsthaftes Problem für die Kind-
heit dar. Weil in dem weltweiten
Datennetz für jeden Menschen die
selben Informationen zugänglich
seien und es sich nicht überwachen
lasse, gebe es keinen Schonraum
mehr für Kinder, sagte Postman der
in Weinheim erscheinenden Zeit-
schrift „Psychologie Heute“. Neue
Technologien erschwerten es den El-
tern zusehends, Kinder nach ihren
Vorstellungen zu sozialisieren und
Geheimnisse vor ihnen zu bewahren.

Postman plädiert daher für eine
Rückbesinnung auf die Aufklärung,
in der die Idee von einem Schutz-
raum Kindheit entstand. Zugleich
sei im Umgang mit den Neuen
Medien Skepsis angebracht. Nach
Meinung des Brooklyner Kultur-
und Kommunikationswissenschaft-
lers braucht die Gesellschaft vor al-
lem große Erzählungen, wie etwa die
Schöpfungsgeschichte. „Solche Er-
zählungen geben den Menschen eine
Vorstellung davon, warum sie auf
der Welt sind, woher sie kamen und
was mit ihnen geschieht“, so Post-
man. Allerdings erzählten die ameri-
kanischen Medien zurzeit eine ganz
andere Geschichte, die laute: „Der
sicherste Weg, Gottes Wohlwollen
zu erwerben, ist, Dinge zu kaufen.“
Die Konsumenten würden per Spra-
che zu irrationalen Verhaltenswei-
sen überredet, kritisiert Postman.
Ihnen werde vorgegaukelt, allein
durch das Funktionieren als guter
Verbraucher erfülle sich der Sinn
des Lebens.


